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Vernehmlassung:
Nachtrag zum Gastgewerbegesetz
Sehr geehrte Damen und Herren
Mit Brief vom 14. November 2017 hat das Volkwirtschaftsdepartement zur Vernehmlassung zu einem Nachtrag des Gastgewerbegesetzes eingeladen.
Die CSP Obwalden bedankt sich für die Möglichkeit an der Vernehmlassung teilzunehmen und nimmt gerne wie folgt Stellung.
Allgemeine Bemerkungen
Die CSP-Obwalden begrüsst die Stossrichtung des Nachtrages zum Gastgewerbegesetzes. Die liberale Gastwirtschaftsgesetzgebung hat sich in den 20 Jahren seit der Inkraftsetzung zum grössten Teil bewährt.  Aus unserer Sicht müssen nur punktuelle Anpassungen gemacht werden, so ist es ja auch in der Revisionsvorlage vogesehen.
Art. 6 Abs. 2

Mit der heutigen Lösung der operativen und strategischen Trennung in manchen Gemeinden ist es richtig die Befugnisse auch an die Verwaltung zu delegieren.
Art. 7 Abs. 1 a

Laut diesem Absatz werden neu auch Anlässe mit geschlossenen Gesellschaften bewilligungspflichtig, dies darf so nicht sein. Aus diesem Grund soll der Zusatz " an allgemein zugänglichen Örtlichkeiten" beibehalten werden.

Art. 17

Aus Sicht der CSP steht der Aufhebung dieses Artikels nichts im Weg. 

Art. 1 e
Hier stellt sich die Frage, ob der Jugendschutz im Artikel eingefügt werden soll?

Art. 4 bis 7

Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die Gesundheits- und Lebensmittelgesetzgebung und Brandschutzvorschriften eingehalten werden. Die Grösse und Höhe der Räume ist für uns auch nicht von Bedeutung.

Für die CSP-Obwalden
Sepp Stalder
